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Donnerstag, 7. September 2023

ANZEIGE

Regierung setzt auf Gemeindefusionen
Der Regierungsrat spricht sich bei der Volksabstimmung vom26.November für eine Reduktion der Anzahl Gemeinden auf 3 bis 5 aus.

Jesko Calderara

Es kommt selten vor, dass der
Regierungsrat geschlossen vor
dieMedien tritt.Meist tut erdies
nur bei der Vorstellung des Re-
gierungsprogramms oder bei
einemaussergewöhnlichenEnt-
scheid wie der Schliessung des
Spitals Heiden im Jahr 2021. 82
TagevordemUrnengangam26.
November startetendie fünfRe-
gierungsmitglieder die Diskus-
sion über die beiden Vorlagen
zur künftigen Organisation der
Gemeinden.

Mit demgemeinsamenAuf-
tritt wollten sie die Tragweite
dieser Fragestellung unterstrei-
chen.«Es ist entscheidend,nach
300JahrendiebestehendenGe-
meindestrukturen zu überden-
ken», sagte Landammann Yves
NoëlBalmer.Esgehedarum,die
Weichen für eine gute Zukunft
des Kantons zu stellen. «Wir
wollen jetzt handeln, nicht erst,
wenndieNotgross ist», betonte
Balmer.

Initiativeals
Auslöser
Konkret wird sich die Bevölke-
rung zu zwei Varianten der Ge-
meindeentwicklung äussern
können: zum Gegenvorschlag
der Regierung und zur Eventu-
alvorlage. Beide gehen ur-
sprünglich auf die Volksinitiati-
ve «Starke Ausserrhoder Ge-
meinden» zurück, die 2018
eingereichtundunterdessenzu-
rückgezogenwurde.DerGegen-
vorschlag verlangt die Zusam-
menlegung der heute zwanzig
Ausserrhoder Gemeinden auf
drei bis fünf.

Wird dieser Lösungsansatz
angenommen,dannübernimmt
der Kanton die Federführung
beiderUmsetzungundErarbei-
tung eines entsprechenden Ge-
setzes. Im Rahmen dieses Pro-
zesses sind zahlreiche Fragen
und Weichenstellungen unter
Mitwirkung der Gemeinden zu
klären. Die Stimmberechtigten
können im weiteren Verlauf

überdieentsprechendengesetz-
lichen Grundlagen abstimmen.
DerRegierung strebt an, dass je
nachVerlaufdieneuenStruktu-
ren 2028 greifenwürden.

InderEventualvorlage ist im
Gegensatz zumGegenvorschlag
kein konkreter Auftrag zur Zu-
sammenlegungvonGemeinden
enthalten. Künftige Fusionen
von Gemeinden sollen aber er-
möglichtunderleichtertwerden.
DieGemeindenstündenbeider
Annahme der Eventualvorlage
weiterhin selbst in der Verant-
wortungundwürdenbeiBedarf

vom Kanton administrativ und
finanziell unterstützt. Inwelcher
Art und Weise und in welchem
Umfangwirdauchhier ineinem
anschliessenden Gesetzge-
bungsprozess zuklärensein,der
auch Detailfragen regeln soll.
AuchhierkönntedasStimmvolk
im weiteren Verlauf über die
neuenGesetze abstimmen.

Fachkräftemangelmacht
sichbemerkbar
Für die Regierung ist der Fall
klar. Sie spricht sich für ihren
Gegenvorschlag und damit für

eine Reduktion der Anzahl Ge-
meinden auf 3 bis 5 aus. Zu den
Beweggründenäusserte sichvor
denMedienRegierungsrätinKa-
trinAlder.«NurbeimGegenvor-
schlagkommtes sicher zuStruk-
turreformen», sagte die Vorste-
herindesDepartements Inneres
undSicherheit. Letztlichgehees
darum,starkeGemeindensowie
leistungsfähige Verwaltungen
zugunstenderBürgerinnenund
Bürger zu schaffen.

Hier siehtderRegierungsrat
grossen Handlungsbedarf, wie
die Regierungsräte Hansueli

Reutegger und Dölf Biasotto
ausführten. Der Baudirektor
wählte dabeiWorte aus seinem
Fachbereich:«DasHausAusser-
rhoden ist sanierungsbedürftig,
die Heizung muss ersetzt wer-
den und die Einteilung ent-
spricht mehr den heutigen Be-
dürfnissen.»

Was dies genau heisst, illus-
trierteReutegger anhandder re-
gionalenBauverwaltungen,wie
siebeispielsweise imVorderland
bestehen. Ein solcher Bauver-
walter habemehrereChefs und
müsse diverse verschiedenen

Baugesetze beachten. Gemein-
denhättenabgesehendavon im-
mer komplexere Aufgaben zu
bewältigen, wozu immer mehr
Kompetenzennotwendig seien,
soReutegger.Gleichzeitig seien
Fachkräfte und politisches Per-
sonal knapp.

Identitätder
Dörferbleibt
Gemeindefusionenkönntenbei
diesen Aspekten nach Ansicht
der Regierung Verbesserungen
bringen. Auf die Identität der
Dörfer hätten Zusammen-
schlüsse dagegen keinen Ein-
fluss, wie Bildungsdirektor Alf-
red Stricker zu bedenken gab.
SieentstehevielmehrdurchVer-
eine, Dorfbeizen oder Begeg-
nungenderEinwohnerinnenso-
wie Einwohner.

Bei der Abstimmung am26.
November sind drei Ausgänge
denkbar: Annahme des Gegen-
vorschlags, Zustimmung zum
EventualantragoderAblehnung
beider Vorlagen. Ein Ja zum
einen oder anderen Geschäft
liegt ausSichtdesRegierungsra-
tes im Interesse des Kantons
undderGemeinden.BeideVor-
lagen führtenzuVeränderungen
– in unterschiedlichem Masse,
heisst es in der Medienmittei-
lung des Kantons.

Veranstaltungen
geplant
IndennächstenWochenundMo-
naten sollen sich die Stimmbe-
rechtigtenausreichendundsach-
lich über die beiden Vorlagen
orientierenkönnen.Sogibtesein
Erklärvideo zum Thema Ge-
meindestrukturen. Die Abstim-
mungsunterlagen werden den
Ausserrhoder Stimmberechtig-
tenEndeOktoberzugestellt.Ver-
schiedene interessierteKreiseor-
ganisierenDiskussionsveranstal-
tungen für die Bevölkerung. Die
Datendafürsowieweiterführen-
de Informationenzumbevorste-
henden Urnengang sind auf der
Website desKantons unterwww.
ar.ch/gemeindestruktur abrufbar.

Sie informierten gemeinsamüber die Fusionsvorlagen vom26.November: Ratschreiber RogerNobs unddie RegierungsratsmitgliederHans-
ueli Reutegger, Dölf Biasotto, Landammann Yves Noël Balmer, Alfred Stricker und Katrin Alder. Bild: Fabienne Bühler

Abstimmung über regionalisierte Sozialhilfe
DieGemeindenGrub,Heiden undRehetobel streben ab 2024 eine Zusammenarbeit im Sozialhilfebereich an.

Im Appenzeller Vorderländer
wird die Zusammenarbeit zwi-
schen den Gemeinden ausge-
baut.Grub,HeidenundReheto-
bel wollen in der Sozialhilfe en-
ger kooperieren. In einer
gemeinsamen Medienmittei-
lung schreiben die Vorderlän-
der, dass die Sozialhilfe immer
bessereFachkenntnisse auf Stu-
fe der Gemeinden verlange.
«GeringeFallzahlenverunmög-
lichen jedoch eine sach- und
kostengerechte Sozialhilfe, da
das notwendige Fachpersonal
nur schwer rekrutiert werden
kann», heisst es im Communi-
qué. Mit einem Zusammenge-
hen könne eine «kritischeMas-
se»geschaffenwerden,die eine
effektive und effiziente Betreu-
ung der Fälle sicherstellt.

VordiesemHintergrundha-
ben die Gemeinden Grub, Hei-

denundRehetobel ab 2022Ge-
spräche geführt.

Klare
Aufgabenteilung
Die drei Gemeinden streben ab
2024eineregionaleZusammen-
arbeit an. Das gemeinsame So-
zialamt soll seinen Sitz in Hei-
den haben. Gleichzeitig soll ge-
mäss Medienmitteilung eine
klareAufgaben-undVerantwor-
tungsteilungzwischenSozialhil-
febehörde und Sozialamt erfol-
gen:DiegeplanteSozialhilfebe-
hörde beaufsichtigt das
Sozialamt, erteilt diesemVorga-
ben und ist die ersteRechtsmit-
telinstanz.Das Sozialamt ist für
die Behandlung der Fälle nach
Vorgabenzuständig ist.DieKos-
ten für die Einzelfälle werden –
wiebisher – vondenbetroffenen
Gemeinden getragen.

Die Vereinbarung für eine ge-
meinsame Sozialhilfebehörde
unterliegt demobligatorischen
Referendum und wird der
Stimmbevölkerung der drei
Vertragsgemeinden am22.Ok-
tober zur Genehmigung unter-
breitet. «DieGemeinderäte der
beteiligtenGemeinden sindda-
von überzeugt, dass mit dem
Abschluss der Vereinbarung
eine zukunftsgerechteBasis ge-
schaffen wird und freuen sich
auf die erweiterte nachbar-
schaftliche Zusammenarbeit»,
teilen sie mit.

Öffentlicher Infoanlassam
27. September
Am Mittwoch, 27. September,
19.30 Uhr, findet im Kursaal
in Heiden eine öffentliche
Informationsveranstaltung
statt. (red/fk)Der Sitz des gemeinsamen Sozialamts ist in Heiden geplant. Bild: apz

Vortrag im
PZA in Herisau
Hinterland Am Mittwoch, 13.
September, 19 Uhr, im Krom-
bachsaal des PZA referiert Efs-
tratios Vagiaris, Oberarzt bei
den Ambulanten Psychiatri-
schenDiensten inHerisau, über
die Auswirkungen der neuen
RolledesMannes inderpartner-
lichenBeziehungsgestaltung im
Zeitalter des Feminismus. (pd)

ZubiZubi

David Zuberbühler
wieder in den
Nationalrat.


